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Verkündet,

hm 20" September 1956

Regierung30bersekretär

nls Schriftführer

I m N a m e n d e s V o l k e 8

In Sachen

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigte:

gegen

die Aachener Knappschaft, Aachen, Friedrich—

Wilhelm«Platz 15, vertreten durch Dir. Schein

u° Aseeeeor Schimanski von der Arbeitsgemein—
sohäft der Knappechaften der Bundesrepublik
Deutschland, Bochum, Dechenetreße 5,

Beklagte und Revieionsbeklagte,

hat der 5° Senat des Bundeesozialgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 20° September

1956, an der mitgewirkt haben

' Senatspräsident - Dr° Brockhoff

-‚ als Vorsitzender,

'Bundesri6hter
, Fechner und

Bundesrichter Dr° Dapprich

.
als weitere Beruferichter,

Bundessozialrichter Lumer ' und
Bund953021alrichter Eustermann

als ehrenamtliche Beisitzer,

für Rebht erkanntzv

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des
‚Sozialgerichts in Köln vom 7° Januar 1955 wird
zurückgewiesen,

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstat—

ten, ‘ "

Die Gebühr für die Berufstätigkeit des im Ar—

menrecht best9ilten Rechtsanwalts A: aus
A5 vor dem Bundessozialgericht wird auf

150,—— DM festgesetzt°

Von.Rechts wegeno'
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I" Die in H bei A beheimatete Klägerin erhielt nach

dem Tode ihres Ehemennesvon der Bekle gten seit dem "
1 Oktober 1942 die Witwenr nte aus der knappscheftlichen

Pensionsvereicherung. Gegen Ende des Krieg es wu16e die Klä—

gerin aus Haaren evakuiert und kam schließlich im Oktober '

1944 nach Berlin; die Kitwenrente wurde ihr bis zum Kriegs—

ende (April 1945) ausgezahlt. Im Februar 1947 meldete die

Klägerin sich unter Angabe ihrer Anschrift im russ'sch be—l

setzten Sektor Berlins bei der Beklagten; diese teilte ihr

mit, daß auf Anordnung der £ilitärregierung Renten in die‘
’

russische Zone nicht gezahlt würden; eine Rentenzehlung kön1

ne eret erfolgen, v:enn der Rentenemp■änger sich in der brie

tischen oder amerikanischen Zone polizeilich zurückmelde.

Die Klägß;erin war in der folgenden Zeit versbbiedentligh kurz”

en ihrem alten Wohnsitz bei ihrer dort lebenden Schwester°

Bei einer dieser Gelegenheiten erhielt sie vom
Bürgermeistérll

einen Einweisungeschein nach Heeren; auf Grund dessen nahm’33

die Beklagte die Rentenzehlung wieder auf„ Da die Klägerin

aber die geplante Übérsiedelung‘unterließ‚ stellte die Be—‘
klagte

— nachdem ihr der Sedhverhelt bekannt geworden war 4

mit Ende des Jahres 1948 die Zahlung der Rente, die zwiechen—

zeitlich die Schwester der Klägerin für diese behoben nette,
Iwieder‚einn Von einer Rückförderung dieser Beträge hat die

Beklägte abgeseheno ‘ '

Die Klägerin war vom Jahre 1945 bis zum Jahre 1953 als
Platzanweiserin'in‘einem Kino in Oetberlin besuhäftigto

Im Februar 1953 zog die Klägerin enägültig‘unter polizei—-
'licher Anmeldung wieder nach Haaren; seit dem l„März 1953

_wird ihr von der Beklagten die Witwenrente wieder geäéhlt,

In einer Reihe von Eingaben beanspruchte die Kl.ägerin die’l

Nachzahlung der knappscheftlichen nitwenrénte für nie Zeit

vom lo Januar 1949 bis zum 28° Februar 1953, wuräe jedoch

von äer Beklagten mit diesem Anspruch stets abgewiesen.

Ge_gen den schließlich erteilten Widerspruchsbeecheid der

Beklagten vom 7 Mai 1954 erhob die.Klägerin bei dem Soziale

gericht in Köln Klage° ]
—-5 f"
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II„DaS Sozialgericht wies die Klage durch Urteil vom

‘ 7° Januar 1955 ab; Es begründet seine Entscheidung im
wesentlichen folgendermaßen: ‘ ' ’

_1°) Nachder in der britischen Zonebis zumliÄpril 1952
enzuwendenden Sozielvereicherungsenordnung (SVA) l

Ziff‚l beginne die Rentenzahlung an Personen, die be—

'reits vor ihrem Zuzug in die britische Zone renten—

‘berechtigt waren, frühestens mit demAblauf des Mbi—
nets, in dem der Flüchtli■g erstmalig seinen wohneitz

in der britischen Zone nehme, wobei nach Ziff.4 a.a„O°
als Flüchtlinge die aus der sowjetischen in die bri—

tische Besatzungszone ebgewenderten ?ereonen gelten.

Die Klägerin sei als Flüchtling im Sinne dieser Be—

stimmung anzusehen, da sie durch ihren siebenjähri—
geh Aufenthalt in der sowjetischen Besatzungszone,

zu der auch Ostberlin gehöre, ihren ?ohneitz dort be—

gründet habe; die endgültige Aufgabe des Wöhneitzes'

sei gleichbedeutend mit "abwandern“e '

Auch wenn men—der Klägerin in der Auffassung folge,

die SVA l gelte nur für ?ersonen, die gggtgglig in-

die britische Zone kämen, sei damit für sie nichts'

gewonnen, da vor dem Jahre 1945 von einer britischen“.

Zone nicht gesprochen werden könne, die Klägerin ein

so 1953 erstmals dorthin gekommen sei°

Schließlich sei dies Ergebnis auch allein geeignet,

den durch die SVA l angestrebten Ausgleich zwischen

Beiträgen und Leistungen zu erhalten° ’ ’

Für die Zeit nach dem Inkrafttreten des Fremdren—

ten— und Auslandsrentengesetzes (FredeG) bis zum En“

de Februar 1953 (1952 ist offensichtlich ein Schreib—
fehler des Urteils des Sozielgerichte) enthalte we—
der das genannte Gesetz noch die Reichevereicherungs—

ordnung (RVG) unmittelbar auf den vorliegenden Fall

anwendbäre Vorschriften° Es bleibe daher nur eine ent«*

sprechende Anwendung der nach Sinn und Zweck nächst—

liegenden.Vorschx■ßn übrig, des seien % 1 Abs.4 und

@17 Abs, 1 Fremth; nach dieéen Beetimmnmgen seien
.die Bescheide der Beklagten zu Recht ergengen, de die
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_-—,4,-—
"‚Klägerin sich ohne Einwilligung der Beklagten länger,

-els sechs Monate in Ostberlin eufgéhe lten hebe„

3 ) Des Sozielgeri.cht hat.wegen der grundsätzlichen Bedeu«

tung der Rechtssache die Berufung nach % 150 Abs° 1
'Nr‚ 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGS) zugelassen°

III Die Klägerin het — unter Beifügung einer Einver"tnndnis—‘
erklärung der Bekle gten von1 lo° Juni 1955 — am 18°Juni
1955 frist— und formgerecht Sprungrevision gegen das Ur—

teil des Sozie lgerichts eingelegt und diesae Revision am

11 Juli 1955 begründet Sie rüget Verletzungen des for—

mellen und des materiellen Rechts„

1„)Als weeentlichen Mangel des Verfahrens rügt sie die

‘Verletzung der Amtseufklärungepflicht (g 105 SGG), die
sie darin erblickt, daß trotz entsprechender Beweisen—

gebote weder Beweis darüber erhoben sei, daß sie 1944

“aus Haaren evek uiert worden sei noch eerüber, daß sie
' in Oetberlin keine Ditwenrente von der Versicherungs—

enstelt Berlin—Ost—erhelten hehe° Die Feststellung der

‘zwengsweieen Evakuierung hätte zu dem Ergebnis führen,

müssen, daß es auf die in dem angefochtenen Urteil ver—

langte Einwilligung oder Zustimmung der Beklagten gar
'nicht enkomme; auf dieser Verletzung beruhe des_enge—

’fdchtene Urteil demnach ebenso wie auf dem Mangel der

Feststellung der Nichtzehlung einer Ost—Rente°

2„)■eteriell»rechtlich greift die Klägerin die Richtigkeit

der entscheicund fü r die gesamten in Fre ge kozamenäen

Zeiträume en;

‘a.) Für die Zeit vom 1 Januar 1949 bis zum 1 April
1952 bestreitet die Klägerin zwar die Gültigkeit

‚der SVA 1 nicht ; Sie rügt jedoch_ihre unrichtige

Anwendung„ Unter dem Begriff "Flüchtlinge" seien

im Sinne der SVA1 nur Personen zu verstehen, die
.früher außerhalb der_britischen Besatzungszone seß—

heft gewesen seien„‘Es sei nicht engängig‚ für die

'SVA 1 von dem eonst in dem Geeetz‘benutzten—Beäriffv

"Flüchtling",abqueichen. Auch sei die Klägerin nicht
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3593@äläin die britische Zonegekommen,sonderndort;
hin wieder zurückgekehrt; sie sei @eher aus der russi—
schen Zone, zu der der Ostsektor Berlins auch nieht
rebbne, nicht abgewenäért ’

Wenn der Beklagten sogar die Zahlung an Personen zuge—

mutet werde, die an sie gar keine Beiträge gezahlt
hätten, so sei der Nechzehlungsenspruch der Klägerin,
für den der Beklagten früher bereits Beiträge zuge—
flossen seien, erst recht gerechtfertigt„

Für die Zeit vom l° April 1952 bis zum 28= Februar 1955
habe der Vorderrichter das Freud G unzutreffenderweise

entsprechend angewandt° @1 Abs. 4 FredeG sei eine nur
‚für die Zukunft geltende Sondervorschrift; diese bee

2iehe sich_euch nur auf Personen, die an den in An—\

spruch genommenen Versicherungsträger keine Beiträge

gezahlt hätten. Auch bestehe selbst bei Anwendung die—

ser Vorschrift bei zwengsweiser Evakuierung keine Zu—

stimmungspflicht; schließlich sei die Zustimmung der

Beklagten zu der Abwanderung in den bis zum Kriegsende

geleisteten Rentenzahlungen zu erblicken° ‘

Wenn überhaupt eine analoge Anwendu g von Bestimmungen

des FredeG möglich sei, so müsse man nicht die 5% l
und 17, sondern die @@8 und 9 zugrunde legen, die für
Personen, die tatsächlich Beiträge zu den versicherunge—

‘pflichtigen Versicherungsträgern gezahlt hätten und sich

jetzt im Gebiet eines auswärtigen Staates eufhielten,

die Auszahlung von Leistungen verschrieben. Diese Vor—1

schriften seien im übrigen auch zur Auslegung unklarer
„

Bestimmungen der SVA l für die Zeit vor dem l„April 1952

herenzuziehen°

Schließlich ergebe sich schön Ohne Berücksichtigung

des FredeG die Zahlungspflicht der Beklagten aus der

allgemeinen Regelung der RVG, de.der Ostsektor Berlins

Inland sei° ' " " ’

Die Klägerin beantragt,

unter Abänderung des
angefochtenen Urteils die Beklagte

zu verurteilen, die Rente vom l° Jenuer 1949 bis zum

28, Februar 1955 nachzuzehlen,
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IV„ Die Beklagte beantragt,

die Revision kos tenfällig zurückzuweieen°

Sie hält die Verfeahrenerügen der Klägerin für unbegründeto
Die Klägerin habe sich in der Zeit, auf die das enge—
fochtene Urteil 5 4 Abs; 1 FredeG enwende, nämlich vomv

't-lo Äpril 1952 bis zum 28 Februar l953, freiwillig in
_Ostberlin aufgehalten; diese zeit stehe in keinem Zusam—

nenheng mehr mit der 1944, also acht Jahre früher erfolg—'

ten Evakuierung‚ Die Frage, ob die Klägerin in Berlin eiÄ‚

ne Rente erhalten habe, sei für die Entscheidung des Vor—=
liegenden Rechts etreits unerheblich Die Verfahrenerügen

grifien demneoh nicht durch ‘

“ Aueh materiell weise das
éngefochtene

Urteil keine Rechte—

verletzungen euf„Die SVA 1 sei als deutséhee Recht zu be—"
trackten und vom Vorderrichter riChtig ausgelegt werden°

[Der Flüchtlingsbegriff der SVA l decke sich nicht mit demy*'

Begriff der erst später ergengeneh Flüchtlingegeéetze;

im Sinne der SVA1 sei die Klägerin Flüchtling geweseno
Die Klägerin übereehe bei ihren Ausführungen, äaß die

‘Zeiten vor und nach dem Zusammenbruch rebhtlich nicht als
eine Einheit betrachtet werden könnten° Em hätte der Klä—

- gerin auch frei gestanden,'bereits früher in die briti—
.eche Zone zurückzukehren° Das FredeG sei von dem Sozial» *“

gericht in zutreffender Weise entsprecb end angewandt; eine

entsprechende Anwendung der 55 8 und 9 FredeG scheitere

daran, daß äie sowjetische Besatzungszone und Ostberlin

nicht als Ausland angesehen werden könnten°

Entscheidungsgründe
“N‘—‘“-MK—■r1—k—ß—cu—

Die Sprungrevision ist frist— und formgerecht — unter Bei—

füguhg der schriftlichen Einwilligungs erklärung — eingelegt

' und begründet woräen„ Da es sich um ein Urteil handelt,

das in erster Instanz nur die Rente für bereits abgeleu—,

fene Zeiträume betrifft, war nach 5 146 SGG die Berufung

an sich nicht etatthaft Die Zulee sung der Berufung durch

-des Sozialgericht ist gemäß @ 150 SGG orénungegemäß erfoLgt;

die Revie ion ist daher nach 5 161 SGG stetthaft
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Sie ist jedoeh nicht begründet.*

Zunächst rügt die Klägerin als wesentlichen Mangel

des Verfahrens eine mehrfache Verletzung der nach'é‚l05

SGGdem Sozialgericht obliegenden Amteermittlungs— '
pflioht°

Einmél erhlickt
die Klägerin diee en Verstoß in der

Unterlassung einer Klarstellung der Gründe, die im

Jahre 1944 zu ihrem Fortzug von Haaren bei Aachenge—
führt hatten; zum anderen darin, daß über ihre Behaup—

tung, eie habe in Ostberlin niemals eine «itwenrente

bezogen, kein Beweis erhoben werden sei_„.'

In beiden Fällen
ist die Rüge nicht schlüeeig. Das '

'angefochtene Urteil mißt weder den Gründen, die die»
Klägerin ursprünglich zum Verlassen ihres Wohnsitzes

Haaren veranlaßt hatten noeh der Frage, ob der Klä—
gerin in Ostberlin eine Rente gez=hlt werden ist oder

nicht, irgendwelche Bedeutung bei. Von dem vom Soziäl—
géricht vertretenen Reohtsstendpunkt a-us war Somit

eine weitere Aufklärung der:von der Klägerin angedeu»

teten Frege überflüssige“-

Das Sozialgericht wendet auf die Klägerin für die Zeit“

“vom1 “Januar 1949bis zum31. März1952die Vorschrif;
ten der SVA 1 unmittelbar, für die anschließende Zeit

bis zum 28 Februar 1953 die Bestimmungen äer @@1'

Abs„ 4 und 17 Abs. 1 FredeG an‚_ ’ '
‚Diese Auffassung ist nicht frei von

Rechtsirrtum„-

Die SVA 1 ist, was auch weder das
angefochtene

Urteil

noch die Parteien in Zweifel gestellt haben, als

deuts ches Recht wirksam erlassen und bis zu ihrer
ausdrücklichen Aufhebung durch @20 FredeG rechts—

.wirksam gebliebeno

. Die SVA l legt in ihrer Ziff. 1 für "Flüchtlinge“'
den Grundsatz des Wohnsitzprinzips für die Zahlung_

von Renten feet. Ziff. 4 a.a.0. gibt eine Legeldefi—

netion dieses Begriffs "Flüchtling". Sicherlich ist

dieser Begriff hier weiter zu verstehen als derjenige
n...-.
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58 .-

'fder erst später‘folgenden FlÜCht_lingsgeset2gebung deszundee
‘und der Länder, denn er stellt es rein auf die te tsächliche

' Abwanderunez aus der sOijetiechen Besatzungszone ab, ohne da—

bei auf den Grund dieser Abwé.nderung einzugehen, Bei dieser

Fassung ist els Flüchtling im Sinne der Ziff 4 jede Person
anzusehen, die ihren (Wohn 1tz aus der sowjetischen in die

britische Be% tzungszone verlegt hat, wobei es gleichgültig

ist, ob und wo vor der Wohnsitzbegründung in der Sowjetischen.

‘Eesetzungszhne etwa schon einmel ein anderer Wohnsitz he—

.standen hat
„ 4 . .. Wenn die Klägerin demgegenüber einwendé, daß aus dem Wortlaut

der Ziff„ 1 entnommen werden müsse, die BVA 1 meine nur die—
jenigen ?ersonen, die g;sjgglg ihren Wohnsitz in der briti—
schen Zone aufnehmen, so erscheint diese Auffassung unrichtié;

Die Klägerin leitet ihre Ansicht aus dem Rele tivsetz in
Ziff„ 1 eb; dieser will jedoeh keine nähere Definition des

Wortes "Flüchtling" geben, sondern einzig zwischen Flucntm

lingen unterscheiden, die schon vor den Zuzug rentenherech—
tigt Waren (Ziff. 1) und solchen, die es erst nachher wurden"

(Ziff. 3); der Begriff—"Flüchtling“ im Sinne der Ziff. 1 ist
.deher nur aus Ziff' 4 abzuleitené Die Erwähnung “britische
Zone“ in Ziff 1 dient nur der Verdeutlichung des Zeitpunktes‚

in dem die Rentenherechtigungr jeweils vorliegen mußte°

Umfaßt der Begriff "Flüchtlinge" im Sinne der SVA l somit gegen—

‘über dem gleichnamigen Begriff Späterer Rechtsnormen weitere '

Kreise, so deckt er sich auf der anderen Seite auch nicht mit

dem—im@ 1 Abs„ 2 Fremd G bezeichneten Personenkreis, da er
unabhängig von der Frage, ob U?remd"—Beiträgé im Sinne jener'>
Vorschrift gezahlt sind, alle tatsächlich "abwendernden" Per»

‚

,
schen erfaßt ’ ' )

Es mag möglich sein, däß
der

Bundesgesetzgeber
den Begriff

"Flüchtling" in der SVA 1 nicht in dieser weiten Auslegung

.
euféefaßt het, da er durch die Aufhebung der SVA 1 in1 FredeGl

offenber zum Ausdruck br'ngen wollte, daß durch dessen Bestim—

mungen die gesamte SVA 1 ersetzt würde, was nach der eben ver—
“tretenen Auffassung_tatsächlich nicht der Fell ist.ba jedoch
‚die SVA selbst nach ihrem eindeutigen Wortlaut und Sinn zu
der dergestellten abweichenden Auslegung des Begriffs “?lüchtfv

ling“ führen muß, ist die möglicherweise_abweichende Auffassung
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dee Eunäesgeeétzgebere nicht zu berücksichtigen, auch Wenn

sich hier;ue ergeben sollte, daß durch die.tollständige

Aufhebung der SVA l die Keehtsverhältniese für einen be—
stimmten ?ersonenkreis nunmehr geeetzlich_nicht mehr un—

vmittelbar geregelt sind°

.eine unmittelbare Anwenäung der SVA l°

Mit‘Rücknicht darauf; daßdie SVA1 bereits im'Januar
1947 erläeeen—ist und démele Berlin noch ungeteilt verwal—
tet wurde, bestehen keine Bedenken, in den Begriff "sow—
jetische Besat2ungszone“ nenn Beendigung der gemeinsamen
Verwaltung Geeemtberlins auch Ostberlinéinzu‘oeziehen°

Es ergibt’eich mithin, daßdie Klägerin bei ihrer Rückkehr
"in ihren tohneitz Haaren als ?lüchtling im Sinne der SVA 1
hätte angesehen werden müssen, wenn diese Vorschrift im

Zéitpunkt ihrer Rückkehr — im Februar 1955 * noch enwendtar

gewesenwäre„ ’ 2 V

Die SVA l ist jedoch durch des FredeG bereits mit tirkung

vom l„April 1953 aufgehoben. Sie wäre daher nur noch anzu—

wenöen, falls eine Ausnahme im $inne des % 20 Abs„ 3 Fredeß

vorläge, wie es das Sozialgericht irrtümlich ennimmt°

Lwer handelt es sich im Sinne des @ 20 „be. 3 FredeG um

einen echwebenden Fell, aber die Anwenäung der eufgehobenen

Vorschriften ist nur_vorgeeehrieben "soweit (zur Veräeut—

lichung ist hier einzufügen: nach den aufgehobenen Vor—

schriften} Leistungen für die Zeit‚Vor dem Inkrafttreten

des FredeG'zu gewähren einä; “‘Da im vorliegenden Feil bis

zum Außerlrefttreten der SVA 1 deren Tatbestand überhaupt

noch.nicht gegeben war — die Klägerin war am l‚April 1952

noch gar kein abgeWenöerter Flüchtling — , konnten hie zu

dieser Zeit Leistungen nach der SVA l nicht—zu gewähren

sein; daher entfällt 5 20 Abs„ 3 FremöRGund somit auch
1

Für die Zeit nach dem 1. April_1952 geht des Sozialgericht

ebenso wie die Earteien ohne weitere Erörterungen davon

aus, daß eine unmittelbare Anwendung des.FredeG nicht in

Frege kommt° Diese Auffaeeung wäre nur zutreffend, wenn

-äie Klägerin nicht zu dem Kreis der im 3 1 Abs.2 FredeG

aufgeführten Personen gehörte‚ Die Beiträge, aus denen
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die Klägerin ihre Ansprüche herle1tet, sind zumindesten'

zu einem großen Teil an die Reicheknappscheft_entrichtet
werden„’Es er che1nt zweiielheft ob die Beic‘e<n opsckaft
1n% esamt al-o t1113c30gte* Vere1ch°rungstrn er’ nnzu—

B

sehen ist ( so Komma der Rentenvereicherungeträger, Anm„o

zu % l PredeG u„e°) oder ob, jeden1e lls soweit dieQ
/*

.Kneppsch eften 1.n der Bv.ndeerepublik in Erage 10m.men, d1eee

im Rahmen ihren örtlich zuständigen B.ere1chs als Teilnech—j

folger der Reiche knappec.eft zu hetra chten sind, wo1br
spricht, daß sie sich aus den Bezirkekne‚pecheften der —f

«früheren Eeichekneppscheft, die den Versicherten ge e11über"

stets die wesentlichen Funktionen des Ver„1chcrvnve v'&cne‚
ausgeübt hatten, nach dem Je re 1% 5 in einer kont1nu1.e1e‘

jlioh verlaufenden Umbildnng_entwickelt haben°

Einer Enteéheidung dieser Frege bedarf es für den vorlie—Ü

genden ?all ellerä1.ngs nicht, da die Entscheidung des Recl1t
‚.etreits im ergebnis nieht äavon abhängt°

?ällt die Klägerin unter den Pcreonenkreis des % l A 8.2
?rédeG, so rechtfertigt für die Zeit nach dem 1° April
1952 here its die unmittelba%re „An„endung des 5

1 Abe. 2 dasf

Ruhen ihrer Rente bis zu ihrem Zuzug in nes Bunéeegebiet.

Bedenken gegen die Annahme, die Klägerin habe eich frei»
willig nicht nur vorübergehend in 0etberlin aufgehalten,

lassen sich_eus ihren Rügen nicht herleiten° hie Klägerinh
..

stand fest echt Sehre in einem festen und dauernden Arbeité»
verhältnis in Oetberlin; sie ist « obwohl sie mehrfach
Be.suchsréisen

zu ihrem früheren Wohnsitz in der Inndeere—.

nub11& untcrnahm nnö dort sogar die Zuzu{& verehnigung er»
ai1kte — immer wieder näch Ostberlin zurückgekehrt; für"\

Sie kann äeher e1ne echte unä gewollte ■ohneit2begrünäungn

in Oetherlin für jene Zeit angenommen weréen° Eeß das enge—
fochtene Urteil in dem Verhalten der Beklagten keine Zu

stimmung zu dieser nufenhultn hme erblickt hat, ist nicht

zu bee1 1etenäen°

Ist hingegen @ l Ahs‚'4 Fremd G nicht unmittelbar anwendbar,

so rebhtfertigt sich gleichwohl die Ablehnung der Re10h—
zehlung der W1t*Pnrente, xobei die nunmehr enznetellenüenv

' —11 _ '
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'Überlegungen gleichermaßen die Zeiten 393 wie 3393 dem

Inkrafttreten des FredeG umfassen° ' ‘
Mit dem angefochtenen Urteil ist zunächst festzustellen,

daß die‚RVO unmittelbar gleichfalls keine Lösung_bietet„

Der Gesetzgeber der EVO konnte den Fall nicht voreussehen,
daß Deutschland durch verschiedene Gruppen von Besatzungs—

mächten —
trotz der zunächst noch das gesamte Gebiet ins—

gesamt umfassenden Gültigkeit der vorhendenen Gesetze und

damit auch der EVO — in mehrere wirtschaftlich und poli—

tisch völlig getrennte Teile aufgeepelten wurde° Die RVO
lenthält daher zwar V0rschriften über die Zahlung von-Ren—

ten in das Ausland, die in der Folgezeit im Bundesgebiet

durch dee gredeG in seinem Zweiten Teil noch weiter ent—

"wickelt werden sind; über die ZehlungepfliCht in Gebiete

anderer Beentzungezonen ist aus der EVO aber nichts zu

entnehmen° Die Vorschriften über die Rentenzehlung ine

Adelend können im vorliegenden Fall unmittelbar nicht en—
geeendt werden, weil das sowjetische Besatzungegebiet '

Deutschlands einschließlich 0etberlin nicht zum "Ausland”

oder zum “Gebiet eines auswärtigen Staates" im Sinne der

sozielvereichérungsreehtlichen VOfechriften gehört°

'Die RVO geht davon aus, daß für einen Rentenbereehtigten.

hinsichtlich einer bestimmten Leistung euch immer nur ein

einziger, von Anfang an feststehender leistungeverpflich—

teter Vereicherungsträger innerhalb ihres gesamten Geltungse

bereiche vorhanden ist, während die Verhältnisse der Nach—

kriegezeit gerade dazu geführt haben, daß diese Leistungen

praktisch durch Eingriffe der Besetzungemächte unmöglich‘

gemacht und den Versicherungsträéern in mehr oder minder

vollständigen Ausmaße die Leistungen für alle in ihrem Be—_
reich wohnenden Ansgruchebérechtigten nach dem reinen- '

eohnsitzgrundsatz‚eufgebürdet wurden„ Eine teilweis Ab—

milderung dieses Zustande erfolgte nur insoweit, als nach

und nach einige Zonen zu einem etaetsrechtlich gemeinsamen

Ganzen zusammengefaßt wurden„ Es erscheint nicht engängig,

diese durch Einflüsse auf übersteatlicher Ebene eingetre—

tenen Veränderungen zu vernachlässigen und da*aue, daß die
EVO für derartige Fälle keine Sonderregelung vorechreibt,

« 12 —.
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Le l21e

zn folgern, daß nach ihren V0rechriften eine Zählungepflicht

für den ureprüngiich zustänäigen Vereicherungeträger weiter—

gegeben eei° " '
Man muß vielmehr jeden Versicherten » ohne daß ihm insofern

ein Wahlrecht oder eine sonstige Einflußnehme zugestenden

'hette — als echickeelemäßig verhaftet mit der Entwicklung des

302‘elvereicherungerechts an seinem Wohnsitz bei Beginn der

Aufeplitterung ansehen, In allen Zonen führte dieee Entwick—

lung im Laufe der Zeit zu neuen auf Rechte orechriften be”

gründeten Ansprüchen gegen die jeweils dort zuständigen Ver—'

eicherungeträger‚ Eann muß zwangsläufig auch davon ausge—
gangen werden, daß nicht gleichzeitig ein Anspruch gegen den—

ursprünglichen Vereicherungsträger geltend gemacht werden

‚konnte, da auf Grund eines einzigen, den Vereichernngefnll be—
grünäenäen Tatbestenäes nicht_von zwei verschiedenen Ver—

rsicherunanträgern weeenegleiche Leietnngen begehrt werden

&

Öo
können und es auch nicht angängig‘erechrint, den Rentenberech■‘‚

tigten in einem solchen Fall zwisehen den Vereicherungsträgerni

verschiedener Zenen frei wählen eu laesen= Dabei wirä der ein—

zelne Versicherte auch in Kauf nehmen müssen, daß auf ihn äie

■echtevorséhriften eeines Wohneitzes insgesamt angewandt were
'_&en, selbst wenn Sie - wegen einer anderen Entwicklung des

802131vereichernngerechts — dort für ihn im Einzelfall un—\

günstiger liegen ecliten als in dem Gebiet, den sein ursprüng—‚

licher Vereicherungéträgér-jetzt angehört; in gleicher Weise;

wiré der Vereicherte 38 auch begünstigt dürch eine'enteprechenä'i

vorteiihäftere Vorechrift seines Wohnsitzrechteo‘ i'y‘

Voreneetzung für die Anwendung dieser Kéchtegedenken muß denech‚_

zweierlei sein:

1°) Einmäl, daß der Versicherte bzw, Rentenberechtiéte in dem

‘ für ihn nunmehr in ?rage kommenden Gebiet seinen Hohneitz

hat„ Dabei wird man den Besonderheiten der’Kriegenund

ersten Nachkriegszeit in verstärktem üeße Eechnung tragen
müssen und Eälle, in denen es sich offensichtlich nur um
eine Evakuierung handelt, aus der der Ve‘eieherte zum
frühesten ihm möglichen Zeitpunkt wieder zurückkehrte,

ijeuch denn nicht els wohneit2hegrünöet im Sinne der vor—
_

stehenden Au3führungen anzusehen haben, wenn eine längere‘

’..13—‘V
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AZeitspenne davon erfaßt wird°

Zum anderen mnß der Versicherte v0n der Sozielver—
sicherungsregelung seines Gebiet sgleichberechtigt—

mit den übrigen dort wohnhaften Versioherten erfaßt
sein, wozu auch eine gleichartige Berücksichtigung

seiner nech_den bisherigen allgemein gültigen Vor—

schriften erworbenen Mitgliedscheftsrechte gehört,e—

gerade hierin liegt der Unterschied Zu einem Aus—>

lendeeufenthelt, bei dem der Versicherte, von ZWi*

echensteetliohen Regelungen Mbge ehen, in das dort

bestehende Sozielversichefungssystem stets nur ohne
derartige Verknüpfungen eingebaut wird, Woraus
? entgegen der Auffassung der Klägerin — folgt, daß

eine entsprechenö.e Anwendung der Vorschriften über

’die Rentenzahlung bei Auslendseufenthelt auf den
vorliegenden Fall nicht in Frage kommt„

Zweifel können deren bestehen, von wenn ab in der

ersten Zeit nach dem Kriege eine solche Einordnung
der Versicherten in die in der jeWeiligen_Zone gel—
tende Regelung anzunehmen ist. Dabei wird, wie dies
auch in den „@stzonen rückblickend festzustellen ist;

der abschließenden gesetzlichen Regelung fast immer
_ein Zeitraum vorengegengen sein, in dem ohne aus—

drückliche Beetimmungen.schon entsprechend den oben

.dergelegten Grundsätzen verfahren wurde° Die gesetz—

-liche Regelung selbst hatte daher vielfach nicht die
Bedeutung, daß erst mit ihr auf den Kreis der betref—

fenden Versicherten das Recht des in Frege kommenden

Gebiets angewandt wurde, sondern sie stellte nur die

bis zu
jenem Zeitpunkt fehlende ausdrückliche geeetz—‚

liche Grundlage für die ohnehin bereits — auf Veren«

lessung dern eertzungc„achte in der verschiedensten

Form, auf eigenen Entschluß der Versicherungsträger

oder aus anderem Anlaß « auf Grund jener allgemeinen

Rechi„gec nken angevzndte Vezwv .ltuhgsübung der (vg L die

in der emerikaniecnen Zone ecnon vor cem dortigen
Flüchtlingerentengeeetz‚ in der britischen Zone echon

vor der SVA und dem Fremd■G eng wandte Praxis)o

vDiese Entwicklung läßt nach Auff a_fung des Senats er—

kennen, daß der " orncitzgrunoc„tz“ in der;dargestell»
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VI“

.eitz in der in Frage kommenden Zeit in Ostberlin gehabt

v

?

;»‘14 41„„

ten Weise als tregender Grundsatz für die EntWirrung der.

eozielrechtlichen Beziehungen desselben Versicherten in l

deutschen Steetegebieten mit verechiedén gestalteten

302ielvereicherungsrecht allgémeine Gültigkeit gewonnen
_

hat und auch dort entsprechend anzuwenden ist, wo noch

keine eueérückliche gesetzliche Eegelung dieser Fragen

erfolgt iSt (Vgl„ zur geaetzliehen Regelung neben dem

FredeG euch;die beeonders klare Vorschrift des 9 45
des Berliner Rentenvereicherungsüberléitungsgeeetz«e von f

1'o„‚7„1942)° '

Daß die Klägerin in der hier geforderten Weise ihren hohn—

hat? ist bereits oben in einem anderen Zusammenhang e_f

führt werden° '

Hinsichtlich ihrer Erfassung durch des Sozialvereicherunge-

‘recht ihres Wohngebiete sind.zwei Zeiträume zu unter—

‘echeiden:

Bis zum5’l° Jenaer 1949 bestand für Gesamtberlin rechtlich

noch die einheitliche Vereioherungee■stelt Berlin (VAB‚)‚
wenn auch des durch die nährungsreform‘unä die Blockade

-aeutlichLerkennbar werdende Aueeinenderfällen von „est—

und Ostbérlin tetsächlich Zeitlich schen etwas länger zu;

rückleg° Für ■ie Renten äer "früheren Sozielversieherung",

zu äer in diesem Sinne euch die kneppechaftliche Ver—
(’sicherung gehörte, galt äamals 3 78 Abe„ # der Setzung der)—

VAB„‚ der seinerseits auf die bisher getroffene Regelung

‚über die Eeiterzehlung bereits festgeetellter Renten verw
,weist, die ursprünglich_bereits in einer am 15„ ktober 1945
erlassenen, am 28° märz 1946 noch ergänzten Anordnung vor—

„geschrieben eer(V0Bl;d03tadt Berlin 1945!8„134;1946'55119)o‘

Für die Zeit nach dem Auseinenderfallen galt für äie älä—
gerin des Sozielvereicherungsrecht für Ostberlin‚ des zu—
nächst auf der eben angeführten, auch für die VAB„ Ber—
linwOet weiter geltenöen Satzung beruhte, im Laufe der Zeit‘
jedöch weitgehend dem Recht 5er sowjetischen Besatzungee

zone'angeglichen Wuräe (vgl° Brackmann S. lé7). In dieser
Zone beétand bereits seit der Veroränung über éie Sozial—

versicherung der Bergleute vom 19„Dezember 1946 in verbindung

. V ,
“ 15.” .
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w 15
mit der

verordnung über die 807if lpfliéhtvers icherung

vom 28° Jenuer l947 ein klegbarcr Anspruch auf Ren»
wtehleie tungen, äarunter auch auf “itwenrenten°’

Darauf, ob die Klägerin im Einzelfall die Voraué—

setzüngen für eine ne15tung35ewahrung in ihrem Wohn—

gebiet erfüllte oder nicht, kann es im Rahmen dieser

Ernägung ebensowenig ankommen, wie darauf, ob ihr tat—

sächlich Leistungen gewährt wurden oder nicht" .

Der Klägerin stand mithin ■ä@ggni der Zeit ihres Auf*

enthelfs in Ostberlin (1.1„1949 bis 23„2„1953) gegen
die Beklagte kein Anspruch auf Witwenrente aus der
knappecheftlichen Vereicherung zu°

VII„ Schließlich gibt es auch keine gesetzliche Vorechrift,
durch die ne ch dem Wohneitzv.'echeel nachträglich ein

bis zu
dieéem Zeitpunkt noch nicht entstandenen An—

sgruch auf Nachzahlung der Rente fur einen zurücklie—

genden Zeitraum neu begründet virä„

Das Nachzahlungsverlangen der Klägerin entbehrt mit—

hin der gesetzlichen GrUndlage‚ so daß sich das engee
föchtene Urteil zwar nicht in allen Teilen seiner Be—

gründung, jedoch 11 Ergebnis als richtig erweist° Die
Revision wer eher urvcnzuwr1 eno ‘

Die Ic„1encntecbejdung beruht auf de1 entsprechenden

wendung des 5 193 SGG‚
.Die Gebnhr fer die bcrufeteiigkeit des Rech ee mvalts

erschien mit 150„»— DM angemessen feetgeeetzt (@ 196 SGG),
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